
51 a-Gesellschaften: 
Das sind die Knackpunkte 
Finanzämter beobachten Kooperationen in der Tierhaltung besonders kritisch. 
Entsprechend oft gibt es Streit. Wir zeigen, wo es in der Praxis besonders hakt und 
wie Sie sich dagegen wehren können.

Schweine oder beispielsweise 
Hähnchen ohne Fläche mästen 
und trotzdem nicht ins Gewerbe 

abrutschen – das geht nur mit einer 
Tierhaltungskooperation (Vieheinhei-
tengesellschaft). Deren Prinzip ist ein-
fach: Meistens suchen sich wachsende 
Betriebe mit zu wenigen Vieheinheiten 
Berufskollegen mit freier Fläche bzw. 
überschüssigen Vieheinheiten. Zusam-
men gründen Sie eine „51a-Gesell-
schaft“, deren Name auf den Paragraf 
51a im Bewertungsgesetz zurückgeht. 
Die Flächen bleiben dabei im Eigentum 
der jeweiligen Betriebe. Lediglich die 
Vieheinheiten übertragen die Mitglie-
der auf die Tierhaltungskooperation. 

So einfach das Modell in der Theorie 
klingt, so schwierig ist es in der Praxis. 
Denn damit die Kooperation nicht vom 

Finanzamt als Gewerbebetrieb einge-
stuft wird, müssen Sie einige Spielre-
geln beachten: 

Im Hauptberuf Landwirt:� Gesellschaf-
ter einer Tierhaltungskooperation dür-
fen nur Haupterwerbsland- oder forst-
wirte sein. Verliert auch nur ein Mit-
glied im Laufe der Zeit diesen Status, 
wird die gesamte Kooperation gewerb-
lich. Für Haupterwerbslandwirte ist 
diese Vorgabe leicht zu erfüllen. 
Schwieriger wird es, wenn sich ein oder 
mehrere Gesellschafter zeitgleich an 
Gewerbebetrieben wie Lohnunterneh-
men oder Biogasanlagen beteiligen. 

Um als Haupterwerbslandwirt zu gel-
ten, müssen Sie mindestens 50 % ihrer 
Arbeitszeit in einen landwirtschaftli-
chen Betrieb investieren. Sie bewirt-

Darauf müssen Sie besonders achten
1. Rechtsform: Sie können theore-
tisch alle Gesellschaftsformen für die 
51a-Kooperation wählen. Ausge-
schlossen sind lediglich die GmbH, 
die GmbH & Co.KG und die AG. In 
der Praxis wählen die meisten eine 
KG oder eine GbR. Die KG ist immer 
dann die bessere Wahl, wenn ein Ge-
sellschafter mehr Geld einbringt als 
andere und die Geschäftsführung 
übernimmt. Er wird dann zum Kom-
plementär und ist voll haftbar. Die 
anderen Gesellschafter sind hingegen 
Kommanditisten und müssen nur be-
grenzt haften. Wenn alle Gesellschaf-
ter zu gleichen Teilen haften sollen, 
dann ist die GbR die bessere Wahl. 
2. Gewinn: Hier gibt es verschiedene 

Modelle. In der Regel legen die Ge-
sellschafter Entgelte für die Viehein-
heiten, die geleistete Arbeit, die über-
lassenen Flächen usw. in Form eines 
Gewinnvorabs fest, die einmal im 
Jahr oder häufiger ausgezahlt werden. 
Des Weiteren erhalten die Gesell-
schafter eine Beteiligung am Ge-
winn/ Verlust. 
3. Verzeichnis pflegen: Dass Sie die 
Vieheinheitengrenze einhalten, müs-
sen Sie dem Finanzamt mithilfe eines 
Verzeichnisses nachweisen. Im Ge-
setz ist die Rede von einem „laufend“ 
zu führenden Verzeichnis. Was bis-
lang nicht eindeutig geklärt ist: Müs-
sen Sie das Verzeichnis immer dann 
aktualisieren, wenn sich etwas än-

dert? Oder dürfen Sie es auch im 
Nachhinein noch korrigieren? Das 
Niedersächsische Finanzgericht hat in 
einem Fall nun entschieden: „Lau-
fend“ bedeutet nur, dass Veränderun-
gen in ihrer zeitlichen Reihenfolge zu 
erfassen sind (FG Niedersachsen, Ur-
teil vom 11.5.16, Az.: 4K 122/15). Nun 
muss zwar noch der Bundesfinanzhof 
entscheiden. Wie auch immer das Ur-
teil ausfällt: Führen Sie das Verzeich-
nis zeitnah! Am besten fragen Sie 
zum Ende eines jeden Wirtschafts-
jahres mithilfe eines Stammblattes 
alle wichtigen Voraussetzungen der 
Gesellschafter ab. Nur so können Sie 
Veränderungen direkt dokumentieren 
und entsprechend schnell reagieren.

Vor allem in der Schweinemast sind 
51a-Gesellschaften keine Seltenheit. 
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Unsere Autorin
Lia Steffensen, 
Steuerberaterin, 
wetreu Kiel

Tipp: Nehmen Sie in den 
Vertrag zu Ihrer Kooperation 
einen Passus auf: Jeder Gesell-
schafter ist verpflichtet, die Gemein-
schaft sofort darüber zu informieren, 
wenn er seinen Satus als Haupterwerbs-
landwirt verliert oder sich andere we-
sentliche Voraussetzungen verändert 
haben.

Inhaber eines LuF-Betriebes: �Jeder 
Gesellschafter der Tierhaltungskoope-
ration muss Inhaber eines land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebes mit 
selbstbewirtschafteten landwirtschaft-
lichen Flächen sein. Inhaber ist in die-
sem Fall nicht, wem der Hof gehört, 
sondern wem aus steuerlicher Sicht die 
Einkünfte zugerechnet werden. Damit 
kann auch ein Pächter Inhaber eines 
land- und forstwirtschaftlichen Betrie-
bes sein. Verpächter hingegen erfüllen 
die Anforderungen nicht – auch dann 
nicht, wenn die Pacht daraus als land- 
und forstwirtschaftliche Einkünfte er-
klärt werden. 

Noch komplizierter wird es, wenn 
sich eine landwirtschaftliche Personen-
gesellschaft wie eine GbR an der 
51a-Kooperation beteiligen will. Dann 

schaften gleich zwei Höfe? Kein Prob-
lem, denn dann dürfen Sie die Arbeits-
zeiten zusammenrechnen. Ist ein 
Gesellschafter selbst in der Kooperation 
tätig? Diese Arbeitszeit darf er sich 
ebenfalls auf die 50 %-Grenze anrech-
nen lassen. Das kommt vor allen denje-
nigen entgegen, die ihren Betrieb zu 
100 % in die Kooperation einbringen 
und danach Vollzeit für die Gesell-
schaft arbeiten. 

Probleme bereiten den Gesellschaf-
tern einer Kooperation aber oft die 
Nachweise, wo sie wie viel Arbeitszeit 
investiert haben. Dazu ein Beispiel: 
Schweinemäster Reinhard Müller ist an 
einer 51a-Gesellschaft beteiligt und be-
treibt nebenbei mit seinem Nachbarn 
eine Biogasanlage. Um den täglichen 
Kontrollgang, das Füttern der Fermen-
ter und die Büroarbeit kümmert er sich. 
Da die Biogasanlage als Gewerbebetrieb 
gilt, muss er aufpassen, dass er seinen 
Status als hauptberuflicher Landwirt 
nicht verliert. Eigentlich ist er auf der 

sicheren Seite. Er benötigt für die Bioga-
sanlage täglich etwa drei Stunden, für 
seine Schweinemast hingegen sechs 
Stunden. 

Bei einer Betriebsprüfung hegt das Fi-
nanzamt trotzdem Zweifel an seiner 
Darstellung. Müller legt dem Fiskus da-
her eine Bescheinigung des Steuerbera-
ters vor. Doch dann erlebt er das, was in 
der Praxis nicht selten vorkommt: Die 
Beamten akzeptieren die Bestätigung 
nicht. Auch ein Gutachten eines land-
wirtschaftlichen Unternehmensbera-
ters half in diesem Fall nicht weiter. 

Lösung: Führen Sie genau Buch darü-
ber, wann Sie wie viele Stunden geleis-
tet haben. Diese Stundenzettel erkennt 
die Finanzverwaltung in der Regel an.

Um eine 51a-Kooperation zu gründen, müssen einige 
Landwirte Vieheinheiten an die Gesellschaft abgeben, 

andere den Stall.
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müssen nach Expertenansicht alle Ge-
sellschafter bzw. Mitunternehmer der 
51a-Kooperation beitreten oder gemein-
sam einen Anteil übernehmen. Keiner 
darf ausscheren und alle müssen sämtli-
che Voraussetzungen erfüllen.

Probleme können Sie auch bekom-
men, wenn ein Gesellschafter Flächen 
zur Verfügung stellt, die von einer Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
bewirtschaftet werden. Denn dann ver-
fügt rein rechtlich nicht er über die Flä-
chen, sondern nur die GbR. Allerdings 
lässt ein Urteil des Niedersächsischen 
Finanzgerichtes aufhorchen (Urteil 
vom 26.10.2016, Az.: 1K 235/14, Revision 
anhängig). Mitglieder einer Tierhal-
tungskooperation hatte ihre Flächen 
einer GbR, an der sie selbst beteiligt wa-
ren, zur Nutzung überlassen. Die Fi-
nanzverwaltung vertrat die Ansicht: 
Die Gesellschafter seien keine Inhaber 
eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes. Nur die GbR könne sich in 
diesem Fall an der Tierhaltungskoopera-
tion beteiligen. 

Die Richter am Finanzgericht Nieder-
sachsen hingegen sahen darin kein Pro-
blem, weil den Gesellschaftern die Ein-
künfte aus der GbR steuerlich zuge-
rechnet würden. Somit seien sie auch 
Inhaber eines land- und forstwirt-
schaftlichen Betriebes. Zu dem hatten 
die Gesellschafter nach Ansicht der 
Richter aufgrund der vertraglichen Ver-
einbarungen die Möglichkeit, über die 
Vieheinheiten zu verfügen. 

Auch wenn das Finanzgericht Nie-
dersachsen zugunsten der Landwirte 
entschieden hat. Derzeit liegt der Fall 
beim Bundesfinanzhof. Möglicherweise 
kassieren die Bundesrichter das Urteil 
der Niedersachsen wieder. Gehen Sie 
daher erst einmal auf Nummer sicher 
und beteiligen Sie Ihre GbR an der 
51a-Gesellschaft. 

Wichtig: Wenn Sie Ihre Flächen an 
einen Dritten verpachten, verlieren Sie 
für die Pachtdauer jegliche Verfügungs-

dass Sie seit dem …. landwirtschaft
licher Unternehmer im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 bis 6 des Gesetzes über die 
Alterssicherung der Landwirte sind.“

Auch wenn es sich um eine Formalie 
handelt. Diese Formulierungen reichen 
der Finanzverwaltung nicht. Achten Sie 
darauf, dass die LAK eine Bescheini-
gung ausstellt, wonach Sie ein Landwirt 
im Sinne von „§1 Abs. 2 ALG“ sind.

Streit um Umsatzsteuer:� Grundsätz-
lich darf eine Vieheinheitenkoopera-
tion die Umsatzsteuer pauschalieren. Es 
ist aber auch möglich, in die Regelbe-
steuerung zu wechseln.

In der Praxis überlassen die Gesell-
schafter ihre Vieheinheiten der Koope-
ration oft gegen ein Entgelt. Da die 
meisten 51a-Gesellschaften und auch 
deren Gesellschafter die Umsatzsteuer 
pauschalieren, führen die Mitglieder für 
das Entgelt in der Regel keine Umsatz-
steuer an das Finanzamt ab.

Für Unmut sorgt daher ein Urteil des 
Finanzgerichtes Schleswig-Holstein. 
Danach unterliegt die Vieheinheiten-
vergütung als Sonderentgelt der regulä-
ren Umsatzsteuer von 19 %. Diese wird 
immer dann fällig, wenn ein sogenann-
ter Austausch von Leistungen stattge-
funden hat (Sonderentgelt). Nach dem 
Urteil hängt die Umsatzsteuerpflicht 
aber von Ihren Verträgen ab. Wenn Sie 
anstatt eines Sonderentgeltes einen Ge-
sellschaftsbeitrag vereinbaren, liegt 
kein Leistungsaustausch vor und es fällt 
keine Umsatzsteuer an. 

In der Praxis ist in den Verträgen 
meist von einem Vorabgewinn die Rede. 
Ob dieser der Umsatzsteuer unterliegt, 
hängt davon ab, wieso und wann Ihnen 

CHECKLISTE

macht über die Flächen. Sie können 
diese Grundstücke daher nicht einer 
51a-Gesellschaft überlassen. 

Bescheinigung der Alterskasse: �Ge-
sellschafter einer Tierhaltungskoopera-
tion können Sie nur sein, wenn Sie 
Landwirt im Sinne des Gesetzes über 
die Alterssicherung für Landwirte 
(ALG) sind. Das bedeutet: Sie müssen 
einen Hof bewirtschaften, dessen Exis-
tenzgrundlage die Bodenbewirtschaf-
tung ist. Das klingt sehr abstrakt, heißt 
aber im Klartext: Wenn Sie mit Ihrer 
Land- und Forstwirtschaft einen Hobby 
-Betrieb betreiben, gelten Sie nach der 
ALG nicht als Landwirt. 

Sie benötigen von der landwirtschaft-
lichen Alterskasse (LAK) daher einen 
Nachweis darüber, dass Sie diese Vor-
aussetzung erfüllen. Bislang hatte die 
LAK aber oft keine Bescheinigungen, 
die genau diese Anforderungen erfül-
len. Stattdessen heißt es oft in den 
Nachweisen: „Wir bescheinigen Ihnen, 

Bau eines Hähnchenmaststalles: Oft ist ein Wachstum nur noch mit einer 
51a-Gesellschaft möglich. 
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	 Diese Voraussetzungen 
müssen Sie erfüllen 

	� Inhaber eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes
	� Hauptberuflich Landwirt
	� Landwirt im Sinne des § 1 Abs. 2 ALG 
	� Vieheinheiten ganz oder teilweise abgeben
	� Vieheinheitengrenze I und II einhalten
	� Verzeichnis über die Vieheinheiten führen 
	� Entfernung zwischen Kooperation und Hof max. 40 km (Luftlinie)
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dieser als Mitglied der 51a-Gesellschaft 
zusteht. Hier sind die Vertragsvereinba-
rungen wichtig und wie Sie diese in der 
Praxis umsetzen: 
• Wird mit dem Vorabgewinn eine be-
stimmte Leistung abgegolten, so liegt 
ein steuerpflichtiger Leistungsaus-
tausch vor. Ein Anhaltspunkt hierfür 
ist die Verbuchung des Vorabgewinnes. 
Verbucht Ihre 51a-Gesellschaft diesen 
als Aufwand, so liegt ein Leistungsaus-
tausch vor. 
• Wird der Vorabgewinn auch dann ge-
zahlt, wenn die Gesellschaft Verluste 
einfährt, liegt ebenfalls ein Sonderent-
gelt vor. Fließt der Vorabgewinn hinge-
gen nur, wenn die 51a-Gesellschaft auch 

viele Vieheinheiten sie in die Koopera-
tion eingebracht haben. Gleiches gilt 
für den Fall, dass die Gesellschaft rote 
Zahlen schreibt: Auch den Verlust wol-
len sie zu gleichen Teilen ausgleichen. 
Durch diese Vereinbarung ist das Trio 
auf der sicheren Seite und muss keine 
Umsatzsteuer zahlen. 

Bei dieser Vereinbarung erhält der 
Gesellschafter allerdings keinen Vorab-
gewinn für die Vieheinheiten, die er der 
Gesellschaft überlässt. Wer darauf Wert 
legt, muss letztendlich abwägen, was 
ihm wichtiger ist: Ein Vorabgewinn, der 
sich an der Anzahl der eingebrachten 
Vieheinheiten bemisst oder die Um-
satzsteuerfreiheit. � Diethard Rolink

Schnell gelesen
•  Vieheinheitengesellschaften 

haben immer wieder Streit 
mit dem Finanzamt.

•  Probleme gibt es z. B., wenn 
ein Mitglied nebenbei eine 
Biogasanlage betreibt. Denn 
nur hauptberufliche Landwirte 
dürfen sich an der Koope­
ration beteiligen.

•  Ob die Gesellschafter einer 
GbR mit Flächen Mitglied 
werden können oder nur die 
GbR selber, ist umstritten.

•  Aufpassen müssen Sie bei 
den Gesellschaftsverträgen. 
Sonst verlangt das Finanzamt 
für die Entgelte an die 
Mitglieder Umsatzsteuer.

Nur hauptberufliche Landwirte dürfen sich an der Kooperation beteiligen. Wer an einer 
Bioagsanlage beteiligt ist, erfüllt diese Auflage möglicherweise nicht mehr. 

einen Gewinn erzielt, liegt ein Gesell-
schafterbeitrag vor, für den das Finanz-
amt keine Umsatzsteuer verlangt.
• Nach einem neuen Urteil des Finanz-
gerichtes Düsseldorf fällt aber eine Um-
satzsteuer an, wenn der Vorabgewinn 
an die Überlassung der Vieheinheiten 
geknüpft ist. Lediglich eine reine Ge-
winnbeteiligug – ohne eine Extravergü-
tung für die Vieheinheiten – unterliegt 
als Gesellschafterbeitrag nicht der Um-
satzsteuerpflicht.

Beispiel: Reinhard Müller ist an einer 
51a-Kooperation mit zwei Nachbarn be-
teiligt. Im Vertrag haben sie vereinbart: 
Jedem Mitglied steht ein Drittel des Ge-
winnes zu – unabhängig davon, wie 
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